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E 4 Iwü 5050 B 61 


Bonn, den 20. August 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Sicherung von schienengleichen Kreuzungen 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 4. Mai 1961 
— Drucksachen 1337, 2693 — 


Zu dem Beschluß des Deutschen Bundestages vom 4. Mai 1961 
wird folgendes ausgeführt: 

Die Bahnübergangssicherung ist ein Aufgabengebiet, dessen 
sich die Bundesregierung mit besonderem Nachdruck ange- 
nommen hat. Wenn audi die Zahl der Unfälle an Bahnüber- 
gängen gering ist, so sind die Folgen doch meist schwer. Die 
Bundesregierung ist bestrebt, ihrerseits jede Maßnahme zu 
ergreifen, die diese Unfallzahlen herabzusetzen hilft, in der 
Erwartung, daß der hohe Aufwand von 200 bis 300 Mio DM im 
Jahr für die Sicherung dieser Kreuzungen durch umsichtiges 
Verhalten der Straßenbenutzer anerkannt wird. 

Zu den Maßnahmen, die der Bundestag von der Bundes- 
regierung erwartet, wird im einzelnen folgendes bemerkt: 

a) Sicherung nach dem derzeitigen Stand der Technik 

Die Zunahme des Kraftfahrzeugverkehrs hat die Bundesre- 
gierung veranlaßt, die Gesetzesbestimmungen über die Siche- 
rung von Bahnübergängen in den Eisenbahn-Bau- und Betriebs- 
ordnungen dem Strukturwandel im Verkehr anzupassen und 
nach Abschluß jahrelanger Versuche Sicherungsanlagen ein- 
zuführen und gesetzlich zu normieren, die dem neuesten Stand 
der Technik entsprechen. Mit Zustimmung des Bundesrates 
wurde die Änderungsverordnung am 28. Dezember 1960 im 
Bundesgesetzblatt Teil II verkündet und damit eine einheit- 
liche Grundlage geschaffen für eine zuggesteuerte Sicherungs- 
anlage, bestehend aus Blinklicht, Blinklicht mit Halbschranke 
und Blinklicht mit Leuchtschrift „2 Züge" und Wecker. 

Sowohl die Deutsche Bundesbahn als auch die nichtbundes- 
eigenen Eisenbahnen machen weitgehend von dieser neuen 
Sicherungsart Gebrauch. Während die Blinklichtanlagen die 
Zahl 2000 überschritten haben, ist die Halbschranke mit etwa 
35 Anlagen erst im Kommen. Der Anwendungsbereich der 
dritten Anlage — Blinklicht mit Leuchtschrift und Wecker — 
beschränkt sich auf untergeordnete Wege bei mehrgleisigen 
Strecken. Wegen der hohen Kosten dieser Anlagen können 
sie nur nach und nach eingebaut werden. Hierbei ist auch zu 
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berücksichtigen, daß eine Umstellung der bisherigen technischen 
Sicherung zunächst nicht das Ziel der Bestrebungen ist, son- 
dern, daß — infolge der Zunahme des Kraftfahrzeugverkehrs — 
Wege gesichert werden, bei denen bisher eine technische 
Sicherung nicht erforderlich war. 

Der Erfolg der Maßnahmen spiegelt sich in einer fallenden 
Tendenz der Unfälle an Bahnübergängen wider. So betrug 
die Anzahl der Unfälle aller Art an den Bahnübergängen der 
Deutschen Bundesbahn 

im Jahre 1956 = 848 Unfälle 
im Jahre 1957 = 711 Unfälle 
im Jahre 1958 = 696 Unfälle 
im Jahre 1959 — 642 Unfälle 
im Jahre 1960 = 619 Unfälle. 

Dieses Ergebnis ist um so beachtlicher, als der Straßenverkehr 

von insgesamt rd. 5,0 Mio Kraftfahrzeugen im Jahre 1956 
auf rd. 7,1 Mio Kraftfahrzeuge im Jahre 1960 

angestiegen ist. 

Außerdem werden an stark befahrenen Bahnübergängen zug- 
gesteuerte Vormelder eingebaut, die den Schrankenwärter 
rechtzeitig darauf aufmerksam machen, daß eine Zugfahrt zu 
erwarten ist. 

b) Überprüfung der Sicbtverhältnisse (Nr. 1 des Ausschuß- 
antrags) 

In der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zu § 3 der Straßen- 
verkehrs-Ordnung ist unter Nr. 5 festgelegt, daß die Über- 
prüfung der Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen eine 
der Hauptaufgaben der Straßenverkehrsbehörden ist. Diese 
Prüfungen sind planmäßig mindestens alle 2 Jahre vorzuneh- 
men. Bei der Überprüfung der Verkehrszeichen und Verkehrs- 
einrichtungen an Bahnübergängen — wozu auch die Sicht- 
flächen gehören — sind die zuständigen Eisenbahndienst- 
stellen hinzuzuziehen. 

Außerdem werden die Unterhaltungspflichtigen durch Ver- 
fügungen der Mittelbehörden angewiesen, auch zwischenzeit- 
lich für eine einwandfreie Übersicht zu sorgen, z. B. durch 
Beseitigung störenden Aufwuchses. 

c) Einführung von Vorwarnsystemen (Nr. 2 des Auschuß- 
antrags) 

Die in dem Antrag beispielsweise genannten Fahrbahnmar- 
kierungen sind in den „Hinweisen für die Anordnung und 
Ausführung von Fahrbahnmarkierungen auf Bundesfernstraßen" 


2 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2995 


enthalten, die allgemein Verwendung finden. Der Gedanke, 
auf den Bahnübergang zusätzlich durch aufgezeichnete Andreas- 
kreuze im Abstand der Baken hinzuweisen, ist bereits auf- 
gegriffen worden. 

Aufgrund einer gemeinsamen Länderreferentenbesprechung 
soll in Städten ein geeignetes optisches Vorwarnsystem vor 
dem Haltgebot eingeführt werden. Hierbei werden die Bahnüber- 
gangssicherung in die optische Regelung des Straßenverkehrs ein- 
bezogen und versuchsweise Straßenampeln mit den Farb- 
zeichen Gelb — Rot vor den Bahnübergängen zugelassen. Die 
Vorankündigung durch das gelbe Farbzeichen tritt an die 
Stelle der im Stadtverkehr oft nicht genügend auffälligen 
Beschilderung durch Warnzeichen und Baken. Außerdem wird 
das gelbe Farbzeichen neuerdings versuchsweise an stark 
belasteten Bahnübergängen verwendet, um das Schranken- 
schließen zu erleichtern. 

d) Anpassung der Straßenverhältnisse bei Verlagerung des 
Schienenverkehrs auf die Straße (Nr. 3 des Ausschuß- 
antrags) 

Die bevorzugte Anpassung der Straßenverkehrsverhältnisse 
bei Verlagerung des Verkehrs von der Schiene auf die Straße 
wird auf die Fälle beschränkt werden können, bei denen die 
Verlagerung zu einer Überbelastung führt. Da jedoch die Ver- 
kehrsfrequenz bei den zur Stillegung vorgesehenen Bahnen 
stets gering ist, wird es aber im allgemeinen möglich sein, 
diesen Verkehr ohne bauliche Maßnahmen zusätzlich auf die 
Straße zu verlegen. 

Durch das Anhörverfahren nach dem Bundesbahngesetz, wo- 
nach den obersten Landesverkehrsbehörden Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben wird, ist sichergestellt, daß bei der 
Genehmigung des Stillegungsantrags notwendige Forderungen 
in dieser Hinsicht erhoben und zur Auflage gemacht werden 
können. 


Seebohm 
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